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Duisburg, 24.02.2026 

  
 
Antrag ge mäß § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung einer Anlage zum Umschlag und 
zur zeitweiligen Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen  
Hier: Vollmacht Antragskorrespondenz  
 

Standort: Kohlenweg 16, 44147 Dortmund 

Antragsteller: Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG, 
August-Hirsch-Straße 10, 47119 Duisburg 

 
----- 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit bitten wir (Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG) Sie (Bezirksregierung Arnsberg) 
die von uns beauftragte HPC AG, Melanchthonweg 12, 59494 Soest, bei sämtlichem 
Schriftverkehr bzgl. des hiermit eingereichten Genehmigungsantrags in Kenntnis bzw. in 
Kopie zu setzen. Dies betrifft Schriftstücke in elektronischer und schriftlicher Form, wie 
beispielsweise Vollständigkeitsbescheinigungen, Nachforderungen von Unterlagen, Be-
scheidentwürfe, Genehmigungen, etc. 
 
Die dazu erforderliche Erlaubnis erteilen wir hiermit der HPC AG, Soest, bis zum Widerruf 
oder der Erteilung der beantragten Genehmigung. 
 
Vielen Dank im Voraus. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG 

Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG, August-Hirsch-Straße 10, 47119 Duisburg 
 
Bezirksregierung Arnsberg  
Seibertzstraße 1  
59821 Arnsberg  
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1. Kurzbeschreibung des beantragten Vorhabens

1.1 Einleitung und Antragsgegenstand

Die Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG betreibt auf dem Betriebsgelände an der Straße Koh-
lenweg 16 in 44147 Dortmund eine Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweili-
gen Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen.

Zuletzt wurden wesentliche Änderungen der Anlage durch einen Antrag nach § 16 BImSchG
beantragt, und durch die Bezirksregierung Arnsberg am 18.11.2024, mit dem AZ: 900-
0241299-0020/AAG-0002 genehmigt.

Mit den vorliegenden Unterlagen beantragt die Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG die Ände-
rung der Anlage durch die Erweiterung der Anlage um eine Lagerhalle mit Behandlung
(Halle II) und die Herstellung von einem Wanddurchbruch für eine Förderanlage aus der neu
hinzukommender Box 5 in die vorhandene Lagerbox 2.

Mit den vorliegenden Unterlagen wird folgende Änderung beantragt:

1. Erweiterung der Anlage um eine Lagerhalle mit Behandlung (Halle II)
2. Wanddurchbruch für eine Förderanlage in die Lagerbox 2 (Be 250)
3. Anpassung der Ziffern 4. BImSchV
4. Errichtung einer mobilen Tankanlage

Die Anlage soll gemäß den vorliegenden Antragsunterlagen geändert genehmigt und betrie-
ben werden.

Der geänderte Betrieb der Abfallbehandlungsanlage ist aufgrund der Art und Menge der zu
behandelnden Stoffe gemäß Anhang 1 der 4. BImSchV Nummer 8.11.1.1 G E, Nummer
8.11.2.4 V, Nummer 8.12.1.1 G E, Nummer 8.12.2 V, Nummer 8.15.1 G und Nummer 9.11.1 V
nach Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig. Daher wird für die Anlage der
hier vorliegende Änderungsgenehmigungsantrag nach § 16 BImSchG gestellt.

Die Lage der Gesamtanlage kann wie folgt beschrieben werden:

Katasteramtliche Lage:
Gemarkung: Dortmund
Flur: 53
Flurstück: 820, 821, 849, 119 tlw, 1024 tlw

Topographische Lage (UTM ETRS 89 Koordinaten):
Zone: 32
Ostwert: 391 312
Nordwert 5 709 537

Im Flächennutzungsplan der Stadt Dortmund wird der Bereich, in dem sich das Betriebsge-
lände befindet, als Sonderfläche Hafen ausgewiesen. Die Umgebung ist stark industriell ge-
prägt. In unmittelbarer Nachbarschaft zum Betriebsgelände befinden sich mehrere Industrie-
unternehmen, unter anderem ein Abfallentsorgungsunternehmen, eine Metallrecyclinganlage
und ein Betonwerk.
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Bauleitplanerische Einstufung:
Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem Industriegebiet (-> § 34 Abs. 2 BauGB).
Das Vorhaben ist in einem solchen Gebiet nach § 9 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein
zulässig. Die bauleitplanerische Zulässigkeit wurde in vorhergehenden Verfahren geprüft und
bestätigt.

Schutzgebiete:
Laut Schutzgebietskarten der Internetseite www.uvo.nrw.de (Stand der Recherche:
23.09.2025) liegt das Gelände weder in einem Wasserschutzgebiet (Heilquellenschutzgebiet,
Trinkwasserschutzgebiet) noch in einem anderen Schutzgebiet (§ 62-Biotope, Naturschutzge-
biet, FFH-Gebiet, Vogelschutzgebiet, Naturpark, Nationalpark).

Störfall-Verordnung:
Die Anlage fällt nicht unter die Bestimmungen der 12. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Störfallverordnung), da die Mengenschwellen der im Anhang
I genannten Stoffe der Anlage nicht überschritten werden bzw. kein Umgang mit den im An-
hang I genannten Stoffen stattfindet.

Industrieemissions- Richtlinie
Die Anlage zum Umschlag, Behandlung und zur zeitweiligen Lagerung von gefährlichen und
nicht gefährlichen Abfällen fällt bereits heute und auch zukünftig weiter in den Geltungsbereich
gemäß Artikel 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen (engl. Industrial Emis-
sions Directive, IED), da die Anlage gemäß Nummer 8.11.1.1 und 8.12.1.1 des Anhangs 1 der
4. BImSchV eingestuft wird und in Spalte „d“ des Anhangs mit einem „E“ gekennzeichnet ist.

Ausgangszustandsbericht / Monitoring
Im Juni 2024 wurde für die Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweiligen Lage-
rung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen die Prüfung des Erfordernisses der Er-
stellung eines Ausgangszustandsberichts sowie des Monitorings gem. § 21 Absatz 2a Satz 1
Nummer 3c der 9. BImSchV durchgeführt. Im Ergebnis wurden vier relevante, gefährliche
Stoffe festgestellt, für die jedoch ein Ausschluss des Verschmutzungsrisikos im Sinne des Er-
lasses IV-2 460.20.01 vom 25.03.2020 nachgewiesen werden kann.

Für den Betrieb wurde im Februar 2025 eine Erstzustandsbewertung zum Monitoring gem.
§ 21 Absatz 2a Satz 1 Nummer 3c der 9. BImSchV durchgeführt. Diese hat weiterhin Bestand
und eine Fortschreibung im ursprünglich angedachten 5-jährigen Überwachungszyklus wird
fortgeführt. Weitere Änderungen oder Anpassungen sind auf Grund der geplanten Änderun-
gen der gegenständlichen Anlage nicht erforderlich.

Angaben zu den Schutzmaßnahmen gemäß § 4b der 9. BImSchV
1. Maßnahmen zum Schutz vor und zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen
Im Zuge des letzten Änderungsantrages wurden Fachgutachten zu Staub, Geruch und Lärm
erstellt, aus denen hervorgeht, dass durch den beantragten Anlagenbetrieb keine unzulässi-
gen schädlichen Umwelteinwirkungen hervorgerufen werden.

2. Maßnahmen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft
Die Umgebung sowie die Nachbarschaft, in Form der relevanten Immissionsorte, wurden in
den beiliegenden Fachgutachten betrachtet und bewertet. Im bestimmungsgemäßen Betrieb
der Anlage kommt es nicht zu Überschreitungen der geltenden Grenzwerte nach TA-Luft und
TA-Lärm. Sollte ein bestimmungsgemäßer Anlagenbetrieb nicht möglich sein, so wird der An-
lagenbetrieb vorübergehend eingestellt.
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3. Maßnahmen zum Arbeitsschutz
Unter dem Punkt 2.8 der beiliegenden Vorhabensbeschreibung sind Angaben zum Arbeits-
schutz formuliert, die im bestehenden Anlagenbetrieb berücksichtigt werden. Weitere Maß-
nahmen werden durch die externe Fachkraft für Arbeitssicherheit, vor der Inbetriebnahme,
definiert.

4. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren
Unter dem Punkt 2.14 der Vorhabensbeschreibung sind Angaben zu den Maßnahmen bei
einer Betriebseinstellung formuliert, die bei der Planung und Antragstellung berücksichtigt wur-
den.

5. Maßnahmen zur Überwachung der Emissionen in die Umwelt
In den für den letzten Änderungsantrag erstellen Fachgutachten Staub, Geruch und Lärm wur-
den Minderungsmaßnahmen berücksichtigt, die im Anlagenbetrieb umgesetzt worden sind. Im
Anlagenbetrieb wird durch die Betriebsleitung sichergestellt, dass die Maßnahmen, z. B. Be-
feuchtung der Stoffe, eingehalten und umgesetzt werden. Hierfür wird ein Betriebstagebuch
geführt.

1.2 Prüfungspflicht nach UVPG

Wird ein Vorhaben geändert, so sind der Änderungsumfang und die vorher gegangenen UVP-
Prüfungen gemäß § 9 UVPG zu bewerten.

Das UVPG findet bei der hier beantragten Anlage keine Anwendung, da die hier beantragten
Vorhaben nicht in der Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben (Anlage 1 des UVPG) aufgeführt
sind.

1.3 Beschreibung des Betriebsablaufes

Im Folgenden wird der geänderte Betriebsablauf der Anlage zum Umschlag, zur zeitweiligen
Lagerung und Behandlung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen beschrieben.

Des Weiteren wird am Standort eine Anlage zum Umschlag staubender Güter, gemäß der
Ziffer 9.11 des Anhangs 1 der 4. BImSchV betrieben. Für diesen Anlagenbetrieb wird bisher
die bestehende Halle II genutzt. Die bestehende Halle II, soll künftig dem Anlagenbetrieb der
Recyclinganlage zugeordnet werden und somit zur zeitweiligen Lagerung von nicht gefährli-
chen und gefährlichen, mineralischen Abfällen aus der Recyclinganlage genutzt werden. Die
Nutzung der Halle II für das Umschlagen von staubenden Gütern bleibt bestehen.

Die aus Betonlegosteinen bestehenden Lagerboxen sollen im Bereich der Schüttbox 2 mit
einem Wanddurchbruch direkt mit der Halle II verbunden werden. Hierzu wird an der Westseite
der Halle II ein Durchbruch über der Betonaußenwand geschaffen und eine Öffnung der Fas-
sadenbleche oberhalb der Lagerbox 2.

Die Zerkleinerungsanlage (ZKA) stellt unveränderten genehmigten Bestand dar. Die Anlage
bekommt eine neue Aufstellfläche in Box 5 und 6 in der Halle II.

Ankommendes Material wird auf der Eingangswaage eingewogen. Der LKW fährt anschlie-
ßend aus dem Tor unterhalb der Be 250 auf die Straße und biegt in die Einfahrt Ruhrmann
ein. Die Anlieferung erfolgt rückwärts durch das Hallentor 2 von Halle II in die Lagerbox 5, um
das Material abzukippen. Alternativ kann das Material oberhalb Lagerbox 7, unter der über-
stehenden Halle an der Kippstelle 8 abgeladen werden. Der in Halle II in Box 5 oder auf der
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Kippstelle 8 gekippte teerhaltige Ausbauasphalt wird entweder in eine andere Lagerbox mit
dem Hallenkran G02 umgelagert oder die Zerkleinerungsanlage in Box 6 wird mit dem Hallen-
kran G02 beschickt. Das gebrochene teerhaltige Material wird über ein Förderband durch ei-
nen Durchbruch von Halle II in die Lagerbox 2 gefördert. Von dort aus kann es per Radlader
in den Aufgabebunker oder in die Lagerboxen 1 und 3 verbracht werden. Die Beschickung des
Förderbandes und der Zerkleinerungsanlage kann mittels Radlader oder Bagger erfolgen. Um
die vorhandenen Lagerboxen (Be 250) nutzen zu können, wird sowohl an der Westseite der
Halle als auch oberhalb der Lagerbox 2 eine Öffnung geschaffen.

Das per Binnenschiff ankommende Material für Halle II wird unverändert über die Eichung des
Schiffes festgestellt. Das Material gelangt mittels des Hallenkrans G02 in die Lagerbereiche,
wo es dann zur weiteren Verarbeitung z.B. in die Zerkleinerungsanlage befördert wird. Bei
Standard Schüttgütern erfolgt die Auslagerung mittels Hallenkran G02 aus Mulden-LKW mit
anschließender Verwiegung. Der Betrieb erfolgt weiterhin innerhalb der Betriebszeiten der An-
lage. Um beim Umschlag von Material-Verrieselungen in das Hafenbecken zu verhindern, wird
nach wie vor eine Folie auf einer Rolle vorgehalten. Die Folie wird vor dem Schiffsumschlag
von der Kaimauer auf das Schiff ausgerollt.

Durch die Ergänzung der Halle II ändern sich die Lagerkapazitäten des Betriebes.

Folgende Lagerkapazitäten ergeben sich daher für den geändert geplanten Betrieb:

Lagerkapazität Bestand Lagerkapazität geplant

Halle I

2.500 t
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gef. und nicht gef. Abfälle in variablen

Anteilen

2.500 t
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gef. und nicht gef. Abfälle in variablen

Anteilen

Schüttgutboxen
und Vordach
Halle I

3.850 t
(Be 250: 3.500 t)
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche und nicht gefährliche Abfälle in
variablen Anteilen
- Produkte

(Be 230: 50 t)
- nicht gefährliche Abfälle
- Produkte

(Be 270: 300 t)
- nicht gefährliche Abfälle
- Produkte

3.850 t
(Be 250: 3.500 t)
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche und nicht gefährliche Abfälle in
variablen Anteilen
- Produkte

(Be 230: 50 t)
- nicht gefährliche Abfälle
- Produkte

(Be 270: 300 t)
- nicht gefährliche Abfälle
- Produkte

Halle II -

15.000 t
(Be 300: 15.000 t)
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gefährliche Abfälle in voller Höhe
- gef. und nicht gef. Abfälle in variablen
Anteilen sowie Schuttgüter (unverändert)

Gesamt 6.350 t 21.350 t
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1.4 Angaben zur Emissionsbegrenzung und zum Immissionsschutz

1.4.1 Staub

Im letzten Änderungsantrag nach § 16 BImSchG aus 2023 wurde eine Staubimissionsprog-
nose durch die WENKER & GESING Akustik und Immissionsschutz GmbH erstellt. Die poten-
ziell staubenden Abfälle bleiben in ihrer Gesamtumschlagskapazität unverändert und sind dem
Annahmekatalog in Register 3 zu entnehmen.

Wie in dem genannten Gutachten sind die angenommenen Materialien weiterhin als schwach
staubend einzustufen. Innerhalb der Halle II werden, neben der Lagerung, ausschließlich Tä-
tigkeiten vorgenommen, die bereits im Gutachten für die Halle I betrachtet wurden.

Die im Gutachten aufgeführten Maßnahmen zur Emissionsminderung werden im geänderten
Betrieb weiterhin berücksichtigt.

Bei Betrieb der Zerkleinerungsanlage (ZKA) innerhalb der Halle II können die Abgasemissio-
nen, wie in Halle I, insgesamt als untergeordnet eingestuft werden. Alle in der Halle eingesetz-
ten Geräte haben eine Umluftanlage der Filterklasse H13.

Die genehmigten Umschlagkapazitäten der Gesamtanlage von 420.000 t/a bleiben unverän-
dert bestehen. Ebenso die damit einhergehenden Verkehrsbewegungen auf dem Betriebsge-
lände, sodass keine negativen Veränderungen in Bezug auf Staub anzunehmen sind und die
vorhandenen Staubimmissionsprognose weiterhin Bestand hat.

Durch die Vergleichbarkeit von Material und Umschlagskapazität sowie dem Umgang inner-
halb einer geschlossenen Halle sind die Erkenntnisse aus dem Gutachten auch auf den geän-
derten Anlagenbetrieb zu übertragen. Die räumliche Nähe der Halle II legt ebenso nahe, dass
die im Gutachten erfolgten Ausbreitungsrechnungen gleichfalls übertragbar sind.

1.4.2 Lärm

Eine schalltechnische Untersuchung wurde im Zuge des letzten Änderungsantrages aus 2023
durch die WENKER & GESING Akustik und Immissionsschutz GmbH erstellt. Die Untersu-
chung ergab, dass der von der Anlage verursachte Immissionsbeitrag nach Nr. 3.2.1 Satz 3
TA Lärm im Hinblick auf den Gesetzeszweck in der Regel als nicht relevant anzusehen ist. Die
Behandlung der Abfälle mittels Hochdruckseparationsanlage (HSA) sowie die zeitweilige La-
gerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen finden innerhalb der Halle I unverän-
dert statt. Die zu erwartenden Lärmemissionen sind als gering einzustufen. Die genehmigte
Durchsatzkapazität der Anlage bleibt unverändert, somit ändert sich auch nichts am betriebli-
chen Anlagenverkehr. Die in Halle II eingesetzte Zerkleinerungsanlage (ZKA) (Be 260) ist die
gleiche, die auch im bestehenden Betrieb eingesetzt wird. Es wird keine zusätzliche Anlage
eingesetzt. Aufgrund der schallabschirmenden Wirkung des Gebäudes der Halle II, hat der
Einsatz der Brechanlage an dem geändert beantragten, zusätzlichen Ort keine relevanten
Auswirkungen auf die Geräuschemissionen der Anlage.

Damit hat die geplante Änderung der Anlage keinen relevanten Einfluss auf die Bestandssitu-
ation und stellt keine relevante Lärmbelastung dar. Somit hat auch die bestehende schalltech-
nische Untersuchung weiterhin bestand.
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1.4.3 Erschütterungen

Durch die eingesetzten Maschinen werden keine Erschütterungen ausgelöst. Die in Halle II
eingesetzte ZKA entspricht der bereits im Bestand eingesetzten Anlage. Erschütterungen kön-
nen somit im Normalbetrieb der Anlage ausgeschlossen werden.

1.4.4 Gerüche

Im letzten Änderungsantrag gemäß § 16 BImSchG wurde eine geruchstechnische Untersu-
chung durch das Büro Fides Immissionsschutz & Umweltgutachter GmbH durchgeführt.

Das Ergebnis des Geruchsgutachtens zeigte eine deutliche Unterschreitung der Grenzwerte.
Im Zuge der beantragten Änderungen kommen keine neuen Abfälle / Abfallarten hinzu. Durch
die Erhöhung der Lagerkapazitäten durch die zeitweilige Lagerung in der Halle II sind die zu
erwartende Gerüche als gering einzustufen. Die Abfälle werden witterungsgeschützt, zeitweilig
gelagert. Die Umschlagfrequenz wird der Lagermenge entsprechend angepasst, sodass sig-
nifikanten Geruchsbildungen vermieden werden.

Die im Anlagenbetrieb bereits betriebene Technik in Bezug auf die Abluftanlage und Filterty-
pen werden ebenso in der Halle II umgesetzt, um die gegebenenfalls entstehenden Gerüche
effektiv zu minimieren.

Aufgrund der vorgenannten Punkte sind keine relevanten Veränderungen an den Ge-
ruchsemissionen der Anlage zu erwarten und somit ist keine neue geruchstechnische Unter-
suchung notwendig.

1.5 Angaben zum Wasserrecht

Niederschlagsentwässerung / WHG
Das anfallende Niederschlagswasser der Dachfläche von Halle II wird unverändert über vor-
handene Dachrinnen gefasst und mittels Fallrohre und Grundleitungen in die öffentliche Ka-
nalisation eingeleitet.

Die Niederschlagsentwässerung des bestehenden Betriebsgeländes sowie der restlichen Be-
standsgebäude findet weiter unverändert statt (vgl. Bestandsentwässerungsplan im Register
7).

Durch die Hinzunahme der Halle II zum Betrieb erfolgt keine Änderung der Regenwasserent-
wässerung.

Schmutzwasserentwässerung
Im Anlagenbetrieb werden durch eine Hochdruck-Separations-Anlage in der Halle 1 Naturbau-
stoffe, die mit Bindemitteln wie Zement, Teer oder Bitumen gebunden sind, durch den Einsatz
eines Hochdruckwaschverfahrens vom jeweiligen Bindemittel getrennt. Dabei entsteht indust-
rielles Abwasser, dessen Entwässerung unveränderten und genehmigten Bestand darstellt.

Weiteres Schmutzwasser (hier: häusliches Abwasser), welches im Betrieb z.B. innerhalb der
Sanitäranlagen anfällt, wird ebenfalls unverändert in den bestehenden Mischwasserkanal ab-
geführt.

Durch die Hinzunahme der Halle II zum Betrieb erfolgt demnach keine Änderung der Schmutz-
wasserentwässerung.
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AwSV
Die gefährlichen und nicht gefährlichen Abfälle, mit denen in der Halle II (Be 260 und Be 300)
umgegangen werden soll, sind gemäß § 10 AwSV als feste Gemische und damit als allgemein
wassergefährdend einzustufen.

Nach § 26 Absatz 1 der AwSV bedürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen, Behandeln
oder Verwenden fester wassergefährdender Stoffe keiner Rückhaltung, wenn

1. sich diese Stoffe

a. in dicht verschlossenen Behältern oder Verpackungen befinden, die gegen Be-
schädigung und vor Witterungseinflüssen geschützt und gegen die Stoffe be-
ständig sind, oder

b. in geschlossenen oder vor Witterungseinflüssen geschützten Räumen befin-
den, die eine Verwehung verhindern, und

2. die Bodenfläche den betriebstechnischen Anforderungen genügt.

Da die genannten Anforderungen in der Halle II erfüllt sind, bedarf es für die beantragte Anlage
in der Halle II keiner Rückhaltung für wassergefährdende Stoffe.

Mit einer Lagermenge von 15.000 t (> 1.000 t) ist die Anlage gemäß § 46 Absatz 2 AwSV in
Verbindung mit Anlage 5 AwSV als prüfpflichtig einzustufen. Demnach ist die Anlage vor In-
betriebnahme oder nach einer wesentlichen Änderung prüfpflichtig.

Die Lageranlage Be 300 ist außerdem eignungsfeststellungspflichtig im Sinne § 63 WHG in
Verbindung mit § 42 AwSV. Zukünftige wesentliche Änderungen der Anlage unterliegen dar-
über hinaus der Anzeigepflicht im Sinne des § 40 AwSV.

Die bauartzugelassene Tankanlage, mit einem Volumen von 990 l, ist aufgrund der Gefähr-
dungsstufe A, gemäß § 41 Absatz 1 Nr. 1 von der Eignungsfeststellung ausgenommen.

In der Anlagendokumentation nach § 43 AwSV wird die neue Anlage unter der Nummer 6
„Lager Halle II“ geführt.

Der Antrag auf Eignungsfeststellung ist den Antragsunterlagen im Register 5 beigelegt.

Die geänderte Gesamtanlage besteht gemäß der Anlagendefinition und Anlagenabgrenzung
im Sinne § 14 AwSV durch den Anlagenbetreiber zukünftig aus den folgenden Anlagenkom-
ponenten:

1. Umschlag- und Lageranlage

2. Abfallbehandlung

3. Chemikalienlager

4. Energieversorgung

5. Eigenverbrauchstankstelle

6. Lager Halle II

Der Änderungsgenehmigungsantrag nach § 16 BImSchG sieht Maßnahmen im Bereich der
AwSV-Anlagen vor und für die neue AwSV-Anlage Nr. 6 wird die Eignungsfeststellung bean-
tragt.
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1.6 Angaben zum Landschaftsschutz

Das Betriebsgelände befindet sich im Bereich des Industriehafens Dortmund und wird weiter-
hin industriell genutzt. Im Rahmen der geplanten, beantragten Änderungen werden keine
neuen Flächen in Anspruch genommen, die nicht bereits versiegelt sind. Die Halle II besteht
bereits und wird dem Anlagenbetrieb neu zugeordnet, es müssen keine Flächen neu versiegelt
werden. Die geplante Änderung befindet sich innerhalb der bestehenden und genehmigten
Lagerhalle II. Die beantragte Änderung der Anlage hat somit keine Auswirkung auf den Arten-
und Landschaftsschutz.
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Stellungnahme Sifa

Stellungnahme der Fachkraft für Arbeitssicherheit zum Antrag auf Erteilung einer 
Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer Anlage zum Umschlag, zur zeitweiligen 
Lagerung und zur Behandlung gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle gemäß 
§ 16 BImSchG

Die Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG hat mich darüber informiert, dass sie die Einholung 
der Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur 
wesentlichen Änderung einer Anlage zum Umschlag, zur zeitweiligen Lagerung 
und zur Behandlung bestimmter gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle sowie 
bestimmter Produkte beabsichtigt.

Im Rahmen der Maßnahme werden die folgenden, wesentliche Änderungen beantragt:

1. Erweiterung der Anlage um eine Lagerhalle mit Behandlung (Halle II)

2. Wanddurchbruch für ein Transportband in die Lagerbox 2 (Be 250)

3. Anpassung der Ziffern 4. BImSchV

Eine Ausfertigung der Vorhabensbeschreibung ist mir mit der Bitte um Durchsicht und Stellung-
nahme vorgelegt worden.

Aus Sicht der Fachkraft für Arbeitssicherheit habe ich gegen Errichtung und Be-
trieb der geplanten Anlagen auf dem vorhandenen Werksgelände entsprechend
den Antragsunterlagen

a. ἦ Einwände

b. ἦ keine Einwände

Duisburg, den 22.10.2025

Fachkraft für Arbeitssicherheit

x
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2. Vorhabens beschreibung  

2.1 Einleitung  und Veranlassung  
Die Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG betreibt auf dem Betriebsgelände an der Straße Koh-
lenweg 16 in 44147 Dortmund eine Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweili-
gen Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen. 

Zuletzt wurden wesentliche Änderungen der Anlage durch einen Antrag nach § 16 BImSchG 
beantragt, und durch die Bezirksregierung Arnsberg am 18.11.2024, mit dem AZ: 900-
0241299-0020/AAG-0002 genehmigt. 

Mit den vorliegenden Unterlagen beantragt die Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG die Ände-
rung der Anlage durch die Erweiterung der Anlage um eine Lagerhalle mit Behandlung 
(Halle II) und die Herstellung von einem Wanddurchbruch für eine Förderanlage aus der neu 
hinzukommender Box 5 in die vorhandene Lagerbox 2. 

2.2 Antragsgegenstand , Zuständigkeit und Einordnung gemäß An-
hang 1 der  4. BImSchV  

 Antragsgegenstand  

Mit den vorliegenden Unterlagen werden folgende Änderungen an der genehmigten 
Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweiligen Lagerung  beantragt:  

1. Erweiterung der Anlage um eine Lagerhalle mit Behandlung (Halle II) 
2. Wanddurchbruch für eine Förderanlage in die Lagerbox 2 (Be 250) 
3. Anpassung der Ziffern 4. BImSchV 
4. Betrieb einer mobilen Tankanlage 

Zu 1:  
Die Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweiligen Lagerung soll um die Halle II 
erweitert werden. Die Halle II grenzt direkt an das Betriebsgelände. Aktuell ist die Halle II zum 
Umschlag staubender Güter, mit dem AZ: 3122-G 250/79-Pa/Bn  durch das Staatliche Gewer-
beaufsichtsamt Dortmund am 04.03.1980 genehmigt und betrieben worden. Die Halle soll 
künftig dem BImSchG-Betrieb der Abfallbehandlungsanlage der Ruhrmann Logistik GmbH & 
Co. KG zugeordnet werden. Die aktuelle BImSchG-Grenze wird daher um die Halle II erweitert. 

Die Halle II wird als neue Betriebseinheit Be 300 in den Betrieb integriert. Die per Schiff oder 
LKW angelieferten gefährlichen und nicht gefährlichen Abfälle sowie Schuttgüter gelangen 
über einen Hallenkran direkt in die Halle oder werden von LKW in die Halle gebracht und mit 
dem Hallenkran oder Radlader aufgehaldet. In der Lagerbox 5 sowie oberhalb der Lagerbox 7 
sind jeweils Kippstellen für LKW geplant. In den Boxen 4, 6 und 7 wird nicht gekippt. 

Mittels Zerkleinerungsanlage (ZKA) können die Abfälle vorzerkleinert werden und gelangen 
über ein Förderband in die vorhandene Lagerbox 2 (Be 250) und können per Radlager in 
Halle II vorhandenen Lagerboxen 4�±7 verteilt werden. Für den Transport in die Lagerboxen 2 
wird oberhalb der Betonaußenwand der Halle II und der Lagerbox 2 eine Öffnung der Fassa-
denbleche erfolgen. 
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In der Halle II können bis zu 15.000 t an gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen und 
Schuttgütern, mineralischer Zusammensetzung, zeitweilig gelagert und umgeschlagen wer-
den. Dabei können die 15.000 t aus nicht gefährlichen Abfällen in voller Höhe, gefährlichen 
Abfällen in voller Höhe sowie Schuttgütern in variablen Anteilen bestehen. 

Bei Bedarf an Lagerfläche, werden die Boxen in denen staubende Schuttgüter gelagert wur-
den, gereinigt damit dort gefährliche oder nicht gefährliche Abfälle gelagert werden können. 

Die Trennung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen, ist durch die in der Halle II 
vorhandenen Boxen gewährleistet. 

Die genehmigten Umschlagkapazitäten der Gesamtanlage von 420.000 t/a bleiben unverän-
dert. 

Folgende Lagerkapazitäten ergeben sich daher für den geändert geplanten Betrieb: 

 Lagerkapazität  Bestand  Lagerkapazität  geplant  

Halle I 

2.500 t 
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gef. und nicht gef. Abfälle in variablen 
  Anteilen 

2.500 t 
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gef. und nicht gef. Abfälle in variablen  
  Anteilen 

Schüttgutboxen 
und Vordach 
Halle I 

3.850 t 
(Be 250: 3.500 t) 
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche und nicht gefährliche Abfälle in 
variablen Anteilen 
- Produkte 

(Be 230: 50 t) 
- nicht gefährliche Abfälle 
- Produkte 

(Be 270: 300 t) 
- nicht gefährliche Abfälle 
- Produkte 

3.850 t 
(Be 250: 3.500 t) 
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche und nicht gefährliche Abfälle in 
variablen Anteilen 
- Produkte 

(Be 230: 50 t) 
- nicht gefährliche Abfälle 
- Produkte 

(Be 270: 300 t) 
- nicht gefährliche Abfälle 
- Produkte 

Halle II - 

15.000 t 
(Be 300: 15.000 t) 
- nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gefährliche Abfälle in voller Höhe 
- gef. und nicht gef. Abfälle in variablen  
 Anteilen sowie Schuttgüter (unverändert) 

Gesamt  6.350 t 21.350 t 

Zu 2:  
Damit das Lagergut auf einfachem Wege in die Lagerboxen 1- 3 gelangen kann, soll eine 
Öffnung in der westlichen Hallenfassade errichtet werden, um mittels Materialband einen di-
rekten Stoffstrom zu den überdachten Lagerboxen zu ermöglichen. Von hier aus ist das Ma-
terial zugänglich und kann weitertransportiert werden. 

Zu 3: 
Im Zuge der Ergänzung der Halle II zu dem bestehenden BImSchG Anlagenbetrieb, ist einer 
Ergänzung der Ziffern der 4. BImSchV erforderlich. Die Ziffer 9.11.1 wird ergänzt. 
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Zu 4:  
Damit die Behandlungsaggregate wie z.B. Bagger und Radlader auf kürzerem Wege betankt 
werden können, soll auf der Fläche zwischen den Hallen I und II, eine mobile, bauartzugelas-
senen Tankanlage mit rund 990 l Fassungsvermögen betrieben werden. 

Die Tankanlage ist mit einem Vollschlauchsystem sowie mit einem selbstschließenden Zapf-
ventil und einer Totmannschaltung ausgestattet. Für die Betankung wird eine dichte Auffang-
wanne sowie ausreichend Bindemittel vorgehalten. Die Auffangwanne wird beim Tankvorgang 
unter den Einfüllstutzen der Maschine gestellt. Die Auffangwanne verfügt gemäß Punkt 5.3.8 
der TRwS 785 über ein Volumen von mindestens 60 Litern.  

Die Bauartzulassung der mobilen Tankanlage wird vor der Inbetriebnahme an die Behörde 
übermittelt, da zum jetzigen Zeitpunkt der Hersteller noch nicht feststeht. Da es sich um eine 
mobile Tankanlage handelt, kann diese auf der gesamten Fläche zwischen den Hallen aufge-
stellt werden. 

 Einordnung gemäß Anhang 1 der 4. BImSchV  

Der Betrieb der Umschlag- und Lageranlage ist bereits heute aufgrund der Art und Menge der 
gehandhabten und zeitweilig gelagerten Abfälle genehmigungspflichtig nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz. Daher ist für die nun geplante, wesentliche Änderung der Anlage ein 
Änderungsgenehmigungsantrag nach § 16 BImSchG zu stellen. Die Anlage fällt zukünftig un-
ter die folgenden Nummern des Anhangs 1 der 4. BImSchV, ohne dass sich an ihrer Einstu-
fung als "G" / "E"-Anlage etwas ändert: Er bezieht sich dabei auf folgende Ziffern des Anhangs 
1 der 4. BImSchV: 
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S
ta
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Nummer gem. 
Anhang 1 der 
4. BImSchV  

Anlagenbeschreibung  Verfah -
rensart  

Anlage 
gem. Art. 
10 der RL 
2010/75/E
U 

Geplante Ka-
pazität  

B
es

ta
nd

 

8.11.1.1 Anlagen zur Behandlung von gefährlichen Abfällen, 
ausgenommen Anlagen, die durch die Nummern 8.1 
und 8.8 erfasst werden, 
1. durch Vermengung oder Vermischung sowie 
durch 
Konditionierung, 
2. zum Zweck der Hauptverwendung als Brennstoff 
oder der Energieerzeugung durch andere Mittel, 
3. zum Zweck der Ölraffination oder anderer 
Wiedergewinnungsmöglichkeiten von Öl, 
4. zum Zweck der Regenerierung von Basen oder 
Säuren, 
5. zum Zweck der Rückgewinnung oder Regenerie-
rung von organischen Lösungsmitteln oder 
6. zum Zweck der Wiedergewinnung von Be-
standteilen, die der Bekämpfung von Verunreini-
gungen dienen,  einschließlich der Wiedergewin-
nung von Katalysatorbestandteilen, 
mit einer Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen 
von 10 Tonnen oder mehr je Tag  

G E 

�™ 2.800 t/d 

B
es

ta
nd

 8.11.2.4 Anlagen zur sonstigen Behandlung, ausgenommen 
Anlagen, die durch die Nummern 8.1 bis 8.10 erfasst 
werden, mit einer Durchsatzkapazität von nicht ge-
fährlichen Abfällen, soweit nicht durch die Nummer 
8.11.2.3 erfasst, von 10 Tonnen oder mehr je Tag  

V - �™ 2.800 t/d 

Ä
nd

er
un

g
 

8.12.1.1  Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen, 
auch soweit es sich um Schlämme handelt, ausge-
nommen die zeitweilige Lagerung bis zum Einsam-
meln auf dem Gelände der Entstehung der Abfälle 
und Anlagen, die durch Nummer 8.14 erfasst werden 
bei gefährlichen Abfällen mit einer Gesamtlagerka-
pazität von 50 Tonnen oder mehr,  

G E max. 21.350 t* 
(Bestand:  
6.350 t) 

Ä
nd

er
un

g
 

8.12.2 Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen, 
auch soweit es sich um Schlämme handelt, ausge-
nommen die zeitweilige Lagerung bis zum Einsam-
meln auf dem Gelände der Entstehung der Abfälle 
und Anlagen, die durch Nummer 8.14 erfasst werden 
bei nicht gefährlichen Abfällen mit einer Gesamtla-
gerkapazität von 100 Tonnen oder mehr,  

V  max. 21.350 t* 
(Bestand:  
6.000 t) 

B
es

ta
nd

 

8.15.1 Anlagen zum Umschlagen von Abfällen, ausgenom-
men Anlagen zum Umschlagen von Erdaushub oder 
von Gestein, das bei der Gewinnung oder Aufberei-
tung von Bodenschätzen anfällt, soweit nicht von 
Nummer 8.12 oder 8.14 erfasst, mit einer Kapazität 
von 10 Tonnen oder mehr gefährlichen Abfällen 
je Tag,  

G  2.800 t/d 

B
es

ta
nd

 

8.15.3 Anlagen zum Umschlagen von Abfällen, ausgenom-
men Anlagen zum Umschlagen von Erdaushub oder 
von Gestein, das bei der Gewinnung oder Aufberei-
tung von Bodenschätzen anfällt, soweit nicht von 
Nummer 8.12 oder 8.14 erfasst, mit einer Kapazität 
von 100 Tonnen oder mehr nicht gefährlichen Ab-
fällen je Tag,  

V  2.800 t/d 

N
eu

 

9.11.1 Offene oder unvollständig geschlossene Anlagen, 
ausgenommen Anlagen die von Nummer 9.3 erfasst 
werden, zum Be- oder Entladen von Schüttgütern, 
die im trockenen Zustand stauben können, durch 

V  >400 t/d 
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*Die geplante Lagerkapazität kann dabei nicht gefährliche Abfälle in voller Höhe, gefährliche Abfälle in voller 
Höhe oder gefährliche und nicht gefährliche Abfälle, sowie Schuttgütern in variablen Anteilen beinhalten 

Die Anlage durchlaufen weiterhin max. 420.000 t/a. Dabei werden max. 99.000 t/a der ASN 
17 03 01* umgeschlagen und/oder behandelt. 

Die Änderungsgenehmigung ist im förmlichen Genehmigungsverfahren zu erteilen. Ein Abse-
hen von der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 16 Abs. 2 BImSchG wird nicht beantragt. 

 Angaben zur Zuständigkeit  

Die Zuständigkeit wurde in vorhergegangenen Verfahren geprüft und festgelegt. Die Zustän-
digkeit der Bezirksregierung Arnsberg als obere Umweltschutzbehörde ändert sich durch die 
beantragten Änderungen nicht. 

2.3 Standortbeschreibung  
Die Lage der Gesamtanlage befindet sich postalisch am Standort Kohlenweg 16 in 44147 
Dortmund. 

Das Betriebsgelände der Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG befindet sich östlich der West-
faliastraße und nördlich der Mallinckrodtstraße. Die nördliche Grenze verläuft entlang des Ha-
fenbeckens Kohlenhafen. Die Geländehöhe liegt im Mittel bei ca. 71 m ü. NHN. 

Die genaue Lage des Standorts (Mittelpunkt des Geländes) kann wie folgt beschrieben werden 
(vgl. auch Karten und Pläne in Register 3): 

Katasteramtliche Lage:  
 Gemarkung: Dortmund 
 Flur: 53 
 Flurstück: 820, 821, 849, 119 tlw. 1024 tlw. 

Topographische Lage  (UTM ETRS 89 Koordinaten) : 
 Zone: 32 
 Ostwert: 391 312 
 Nordwert: 5 709 537 

Im Flächennutzungsplan der Stadt Dortmund wird der Bereich, in dem sich das Betriebsge-
lände befindet, als Sonderfläche Hafen ausgewiesen. Die Umgebung ist stark industriell ge-
prägt. In unmittelbarer Nachbarschaft zum Betriebsgelände befinden sich mehrere Industrie-
unternehmen, unter anderem ein Abfallentsorgungsunternehmen, eine Metallrecyclinganlage 
und ein Betonwerk. 

2.4 Bauleitplanerische Zulässigkeit  
Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem Industriegebiet (§ 34 Abs. 2 BauGB). 
Das Vorhaben ist in einem solchen Gebiet nach § 9 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein 
zulässig. Die bauleitplanerische Zulässigkeit wurde in vorhergehenden Verfahren geprüft und 
bestätigt. 

Kippen von Wagen oder Behältern oder unter Ver-
wendung von Baggern, Schaufelladegeräten, Grei-
fern, Saughebern oder ähnlichen Einrichtungen, so-
weit 400 Tonnen Schüttgüter oder mehr je Tag  be-
wegt werden können, 
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2.5 Ermittlung einschlägiger Rechtsvorschriften  

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung  

Wird ein Vorhaben geändert, so sind der Änderungsumfang und die vorher gegangenen UVP-
Prüfungen gemäß § 9 UVPG zu bewerten. 

Das UVPG findet bei der hier beantragten Anlage keine Anwendung, da die hier beantragten 
Vorhaben nicht in der Liste der UVP- pflichtigen Vorhaben (Anlage 1 des UVPG) aufgeführt 
sind. 

In der Anlage der Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG werden keine gefährlichen Schlämme 
angenommen, daher ist auch die Ziffer 8.7.2 der Anlage 1 zum UVPG nicht einschlägig. 

Die Nr. 1.2.3.2 der Anlage 1 des UVPG ist nicht einschlägig, da im vorliegenden Fall die 1 
MW-Schwelle unterschritten wird. Da zum Betrieb des Stromaggregats ausschließlich Heizöl 
EL eingesetzt wird, ist die Ziffer 1.2.4 der Anlage 1 des UVPG ebenfalls nicht zutreffend. 

 Schut zgebiet e 

Laut Schutzgebietskarten der Internetseite www.uvo.nrw.de (Stand der Recherche: 
23.09.2025) liegt das Gelände weder in einem Wasserschutzgebiet (Heilquellenschutzgebiet, 
Trinkwasserschutzgebiet) noch in einem anderen Schutzgebiet (§ 62-Biotope, Naturschutzge-
biet, FFH-Gebiet, Vogelschutzgebiet, Naturpark, Nationalpark). 

Weitere Informationen zum Arten- und Landschaftsschutz können dem Punkt 0 entnommen 
werden. 

 Störfall -Verordnung  

Die Anlage fällt nicht unter die Bestimmungen der 12. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (Störfallverordnung), da die Mengenschwellen der im An-
hang I genannten Stoffe der Anlage nicht überschritten werden bzw. kein Umgang mit den im 
Anhang I genannten Stoffen stattfindet. 

 Industrieemissions -Richtlinie  / Ausgangszustandsbericht/  Monitoring  

Die Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweiligen Lagerung von gefährlichen 
und nicht gefährlichen Abfällen fällt bereits heute und auch zukünftig weiter in den Geltungs-
bereich gemäß Artikel 10 der Richtlinie  2010/75/EU über Industrieemissionen  (engl. Indust-
rial Emissions Directive, IED), da die Anlage gemäß Nummer 8.11.1.1 und 8.12.1.1 des An-
�K�D�Q�J�V�������G�H�U���������%�,�P�6�F�K�9���H�L�Q�J�H�V�W�X�I�W���Z�L�U�G���X�Q�G���L�Q���6�S�D�O�W�H���Ä�G�³���G�H�V���$�Q�K�D�Q�J�V���P�L�W���H�L�Q�H�P���Ä�(�³���J�H�N�H�Q�Q��
zeichnet ist. 

Im Juni 2024 wurde für die Anlage zum Umschlag, zur Behandlung und zur zeitweiligen Lage-
rung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen die Prüfung des Erfordernisses der Er-
stellung eines Ausgangszustandsberichts sowie des Monitorings gem. § 21 Absatz 2a Satz 1 
Nummer 3c der 9. BImSchV durchgeführt. Im Ergebnis wurden vier relevante, gefährliche 
Stoffe festgestellt, für die jedoch ein Ausschluss des Verschmutzungsrisikos im Sinne des Er-
lasses IV-2 460.20.01 vom 25.03.2020 nachgewiesen werden kann.  

Durch die gegenständlichen und hier beantragten Änderungen der Anlage werden 
grundsätzlich keine  neuen relevanten gefährlichen Stoffe (rgS) verwendet oder gela-
gert.  Eine Erhöhung der Einsatzmengen der bereits verwendeten rgS ist grundsätzlich 
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nicht vorgesehen, sodass sich keine Änderungen bei der Beurteil ung der Mengenrele-
vanz und der Einstufung von rgS ergeben.  

Durch die Lageänderung der Betriebseinheit 260 Zerkleinerungsanlage (ZKA) (vgl. Kapitel 
2.6.6) kommt es jedoch zu einer Änderung des Lagerungs- und Verwendungsortes des rele-
vanten gefährlichen Stoffs Dieselkraftstoff (Nr. 6). Der Stoff befindet sich auch weiterhin im 
Tank der Anlage und wird als Kraftstoff verwendet. Die Anlage ZKA selbst soll jedoch zukünftig 
innerhalb der neuen Halle II aufgestellt und betrieben werden. 

Für den rgS Diesel innerhalb der ZKA kann auch am neuen Standort der Ausschluss des Ver-
schmutzungsrisikos weiterhin bestätigt werden, welches sich wie folgt begründet: 

Die versiegelte Betonfläche im Bereich der BE 260 ist auch weiterhin durchgehend revisionier- 
bzw. einsehbar. Für den Fall einer Leckage des Tanks des Brechers (ZKA) werden austre-
tende Leichtflüssigkeiten innerhalb des Hallensegments der Halle II auf dem dortigen Hallen-
boden sicher zurückgehalten. Die Halle ist vierseitig in Massivbauweise umschlossen und 
kann lediglich über ein 4,0 m breites Tor an der Ostfassade befahren werden. In der Halle bzw. 
im Hallensegment mit der ZKA befindet sich kein Ablauf. Auf Grund der Überdachung kann 
auch kein Regewasser zufließen. Die Menge des rgS beläuft sich analog zum Tankvolumen 
auf max. 364 l. Bei einem Havariefall würde die Oberfläche des Hallensegments (ca. 350 m²) 
um ca. 0,1 cm benetzt werden, weshalb ein ungewolltes Abfließen im Havariefall auszuschlie-
ßen ist. Darüber hinaus wird dauerhaft eine Palette mit Bindemittel vorgehalten, um ungewollt 
austretende Flüssigkeiten sofort aufzunehmen. 

Ein Verschmutzungsrisiko kann daher für die BE 260 auch weiterhin ausgeschlossen werden, 
da durch den Tank der Anlage und die flüssigkeitsdichte, revisionierbare Flächenbefestigung 
des Hallensegments ein doppeltes technisches Barriere-System vorliegt. 

Der mobilen Tankanlage stellt einer Änderung des Lagerungs- und Verwendungsortes des 
relevanten gefährlichen Stoffs Dieselkraftstoff (Nr. 6). Der Stoff befindet sich im Tank der An-
lage und wird als Kraftstoff für Behandlungsaggregate verwendet. Die Anlage soll zwischen 
den Hallen I und II betrieben werden. 

Für den rgS Diesel innerhalb der Tankanlage kann am Standort zwischen den Hallen I und II 
der Ausschluss des Verschmutzungsrisikos weiterhin bestätigt werden, welches sich wie folgt 
begründet: 

Die Tankanlage ist mit einem Vollschlauchsystem sowie mit einem selbstschließenden Zapf-
ventil und einer Totmannschaltung ausgestattet. Für die Betankung wird eine dichte Auffang-
wanne sowie ausreichend Bindemittel vorgehalten. Die Auffangwanne wird beim Tankvorgang 
unter den Einfüllstutzen der Maschine gestellt. Die Auffangwanne verfügt gemäß Punkt 5.3.8 
der TRwS 785 über ein Volumen von mindestens 60 Litern. Die Tankanlage kommt auf einer 
versiegelten Betonfläche im Bereich der BE 260 zum Einsatz, welche durchgehend revisio-
nierbar bzw. einsehbar ist. Für den Fall einer Leckage des Tanks der Tankanlage werden 
austretende Leichtflüssigkeiten nicht nur über die Auffangwanne sondern zusätzlich über das 
vorhandene Entwässerungssystem der bereits vorhandenen Abscheideranlage zugeführt und 
zurückgehalten. Bei dem vorhandenen Abscheider handelt es sich um einen ABKW Abschei-
der der Fa. Mall vom Typ NeutraStar 80 mit einer Leichtflüssigkeitsspeichermenge von 1.469 
l. Vorgeschaltet ist zusätzlich ein Sedimentationsschacht der Fa. Mall vom Typ NeutraSed 
16000 mit einem Rückhalteraum von weiteren 16.000 l. 
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Änderungen bzw. eine Aktualisierung des bereits für den Betrieb erstellten Überwachungskon-
zepts gemäß § 21 Abs. 2a Nr. 3c 9. BImSchV sind demnach ebenfalls nicht erforderlich. Die 
vorhandene Grundwassermessstelle GWM 1 kann weiterhin genutzt werden, um sowohl die 
neue Lage der BE 260 als auch der Lage der mobilen Tankanlage zwischen den Hallen I und 
II mitzuerfassen. 

Für den Betrieb wurde im Februar 2025 eine Erstzustandsbewertung zum Monitoring gem. 
§ 21 Absatz 2a Satz 1 Nummer 3c der 9. BImSchV durchgeführt. Diese hat weiterhin Bestand 
und eine Fortschreibung im ursprünglich angedachten 5-jährigen Überwachungszyklus wird 
fortgeführt. Weitere Änderungen oder Anpassungen sind auf Grund der geplanten Änderun-
gen der gegenständlichen Anlage nicht erforderlich. 

2.6 Anlagen - und Betriebsbeschreibung  

 Kurzbeschreibung des Gesamtbetriebs  

Auf dem Betriebsgelände der Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG wird eine nach BImSchG 
genehmigte Recyclinganlage zum Umschlag, zur zeitweiligen Lagerung und Behandlung von 
gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen betrieben. 

Des Weiteren wird am Standort eine Anlage zum Umschlag staubender Güter, gemäß der 
Ziffer 9.11.1 des Anhangs 1 der 4. BImSchV betrieben. Für diesen Anlagenbetrieb wird bisher 
die bestehende Halle II genutzt. Die bestehende Halle II soll künftig dem Anlagenbetrieb der 
Recyclinganlage zugeordnet werden und somit zur zeitweiligen Lagerung von nicht gefährli-
chen und gefährlichen, mineralischen Abfällen aus der Recyclinganlage sowie unverändert 
zum Umschlag und zur Lagerung von Schuttgütern genutzt werden. 

 Erfassung und Kontrolle  

Auf dem Gelände werden alle angelieferten Stoffe erfasst und verwogen. Die angenommenen 
Anlieferungen entsprechen dabei den Abfallschlüsseln, wie sie in dem Annahmekatalog (siehe 
Register 3) aufgeführt sind. 

Die angelieferten Stoffe werden bei der Erfassung durch Inaugenscheinnahme geprüft, ob sie 
den Anforderungen entsprechen. Abfälle, die bei der organoleptischen Prüfung Auffälligkeiten 
aufweisen oder bei denen Zweifel an der Identität des deklarierten Abfalls bestehen, werden 
zurückgewiesen. Zurückweisungen werden im Betriebstagebuch dokumentiert. 

Im Rahmen der Annahmekontrolle werden u. a. folgende Daten erfasst und im Betriebstage-
buch dokumentiert: 

�x Mengenangaben in Gewichts-/Volumeneinheiten, 
�x Überprüfung der Begleitpapiere der Anlieferer und Feststellung der Identität des Ab-

falls, 
�x Feststellung der Abfallarten einschl. Abfallschlüsselnummern, 
�x Durchführung von organoleptischen Kontrollen (zumindest auf Aussehen, Konsistenz, 

Farbe und Geruch). 

Sind die Stoffe in Ordnung, werden sie direkt nach der Verwiegung in die entsprechenden 
Behandlungs- und Lagerbereiche gebracht. 

Für gefährliche Abfälle wird ein Abfallregister nach den Bestimmungen des Abschnitts 4 der 
NachwV elektronisch geführt. 
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 Angaben zur Betriebsorganisation  

Die Organisation des Betriebes ist so ausgestaltet, dass die erforderliche Überwachung und 
Kontrolle der vom Betrieb durchgeführten abfallwirtschaftlichen Tätigkeiten sichergestellt wer-
den. An der gelebten Betriebsorganisation ändert sich im Zusammenhang mit den beantragten 
Änderungen nichts. 

Das für die abfallwirtschaftlichen Tätigkeiten verantwortliche Leitungspersonal verfügt über Zu-
verlässigkeit, Fachkunde und praktische Erfahrung. Das sonstige Personal verfügt über Zu-
verlässigkeit und Sachkunde. Das Leitungspersonal ist für die Einweisung und regelmäßige 
Information des sonstigen Personals verantwortlich. 

Für die Anlage besteht ein nicht standardisiertes und an die Art, Größe und Komplexität der 
Anlage sowie das Ausmaß ihrer potenziellen Umweltauswirkungen angepasstes Umweltma-
nagementsystem (UMS) im Sinne der BVT 1. 

Die gegenständliche Anlage kann an allen Wochentagen (Montag bis Sonntag) tagsüber zwi-
schen 00:00 und 24:00 Uhr betrieben werden. Der Regelbetrieb findet montags bis freitags in 
der Zeit von 06:00 und 16:00 Uhr statt. Samstags wird die Anlage in der Zeit von 06:00 und 
14:00 Uhr betrieben. 

Für den geändert beantragten Anlagenbetrieb wird das vorhandene Betriebshandbuch bis zur 
geänderten Inbetriebnahme bei Bedarf fortgeschrieben und angepasst. Im Betriebshandbuch 
werden z. B. Arbeitsanweisungen, Vorgaben zu Messungen, Prüfungen und Kontrollen sowie 
sicherheitstechnische Anforderungen festgehalten. 

Für die Anlage wurde im Rahmen des UMS eine Betriebsordnung erstellt. In dem Dokument 
sind der Betriebsablauf sowie die maßgeblichen Vorschriften für die betriebliche Sicherheit 
und Ordnung geregelt. 

 Gliederung des Betriebs in Betriebseinheiten  

Zur Anlage der Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG auf dem Betriebsgrundstück am Kohlen-
weg 16 in Dortmund gehören folgende Einrichtungen und Betriebseinheiten: 

Betriebseinheit  210 Anmeldung, Verwiegung, Abmeldung (Bestand) 

Betriebseinheit 220 Bandförderanlage (Außenbereich) (Bestand) 

Betriebseinheit 230 Stahlplatte (Innenbereich) (Bestand) 

Betriebseinheit 240  Lagerbereich  Halle I  (Innenbereich) mit: (Bestand) 

 Betriebseinheit 241 Hochdruckseparationsanlage (HSA) (Bestand) 
 inkl. Abwasserbehandlungsanlage (ABA) (Bestand) 

Betriebseinheit 250 Schüttgutlagerboxen 1 -3 (Außenbereich) (geändert) 

Betriebseinheit 260 Zerkleinerungsanlage (ZKA) (Außenbereich) (geändert) 

Betriebseinheit 270 Schüttgutlagerbox 4 (Außenbereich) (Bestand) 

Betriebseinheit 280 Energieversorgungseinrichtung (Außenbereich) (Bestand) 

Betriebseinheit 290 (150) (Eigenverbrauchstankstelle) (Bestand) 

Betriebseinheit 300 Lagerbereich Halle II (Innenbereich) (Neu) 

Betriebseinheit 310 mobile Tankanlage (Außenbereich) (Neu) 
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In den folgenden Kapiteln werden die neuen Betriebseinheiten und die Änderung an beste-
henden Betriebseinheiten beschrieben. Die weiteren bestehenden Betriebseinheiten bleiben 
unverändert und werden nicht weiter beschrieben. Die zugehörigen Lager- und Durchsatzka-
pazitäten können auch dem Stoffstromfließbild im Register 3 entnommen werden. 

 Betriebseinheit 250 Schüttgutlagerboxen 1 -3 (Außenbereich)  
  (geändert)  

Die aus Betonlegosteinen bestehenden Lagerboxen sollen im Bereich der Schüttbox 2 mit 
einem Wanddurchbruch direkt mit der Halle II verbunden werden. Hierzu werden an der West-
seite der Halle II ein Durchbruch über der Betonaußenwand und eine Öffnung der Fassaden-
bleche oberhalb der Lagerbox 2 geschaffen. 

In den Boxen können durch die vorhandene Überdachung wie gehabt gefährliche und nicht 
gefährliche Abfälle zeitweilig gelagert werden. 

Gemäß der aktuellen Genehmigung dürfen im Anlagenbetrieb bis zu 3.500 t innerhalb der drei 
Schüttgutlagerboxen zeitweilig gelagert werden. Diese Menge kann aus gefährlichen Abfällen, 
nicht gefährlichen Abfällen und Produkten bestehen. 

 Betriebseinheit 2 60 Zerkleinerungsanlage (ZKA) (Außenbereich ) 
  (geändert)  

Die Zerkleinerungsanlage (ZKA) (Be 260) stellt genehmigten Bestand dar. Die Anlage ist ak-
tuell auf den Freiflächen der Halle I, vor dem Aufgabebunker, aufgestellt. Für die zukünftige 
Nutzung bekommt die Anlage jedoch weitere variable Aufstellflächen innerhalb der Box 5 und 
6 in Halle II. 

Bei Aufstellung der Zerkleinerungsanlage in Box 5 der hinzukommenden Halle II, wird das 
ankommende Material, wie z.B. (teerhaltige) Ausbauasphalt per Sattel in Box 5 innerhalb der 
Halle II gekippt. Die Zerkleinerungsanlage ist wird mit einem Trichter, einem Förderband und 
einem Elevator sowie zwei Schütten (Rutschen) aufgestellt. Das dort abgekippte Material kann 
entweder per Hallenkran G02 mit geschlossenem Greifer oder mit einem Radlader in die 
Brechanlage, den Trichter oder eine andere Box verbracht/aufgegeben werden. Die Anlage 
bereitet den (teerhaltigen) Ausbauasphalt in eine vorgegebene Fraktion auf, fördert in den 
Trichter und von dort aus in den Elevator. Mittels Umstellklappe wird das Material in Lagerbox 
2 außerhalb der Halle II oder in Box 6 innerhalb der Halle verbracht. Aus Lagerbox 2 kann es 
direkt per Radlader in die Hochdruckseparationsanlage (HSA) aufgegeben werden oder in Box 
6 gelagert werden, um einen Produktionspuffer zu generieren. Ebenso kann das Material von 
dort aus in Box 4 oder 7 per Hallenkran umgelagert werden. 

Bei Aufstellung der Zerkleinerungsanlage in Box 6 wird das Material per Sattel in Box 5 inner-
halb der Halle II gekippt. Die Anlage wird hier ebenso mit dem Trichter, dem Förderband und 
dem Elevator sowie zwei Schütten (Rutschen) errichtet. Das dort abgekippte Material kann 
entweder per Hallenkran G02 mit geschlossenem Greifer oder mit einem Radlader in die 
Brechanlage, den Trichter oder eine andere Box verbracht/aufgegeben werden. Die Anlage 
bereitet den (teerhaltigen) Ausbauasphalt hier ebenso in eine vorgegebene Fraktion auf, för-
dert diese in den Trichter und von dort aus in den Elevator. Auch hier wird mittels Umstell-
klappe das Material in Lagerbox 2 außerhalb der Halle II oder in Box 5 innerhalb der Halle 
verbracht. Aus der Lagerbox 2 kann es direkt per Radlader in die Hochdruckseparationsanlage 
(HSA) aufgegeben, oder in Box 5 gelagert werden, um einen Produktionspuffer zu generieren. 
Das Material kann ebenso von dort aus in Box 4 oder 7 per Hallenkran umgelagert werden. 



 

Genehmigungsantrag  
gemäß § 16 BImSchG  

 Vorhabensbeschreibung  

 

Seite 13 von 19  2503087_Ruhrmann_2.1 VB_V3.0.docx 

 Betriebseinheit 300 Lagerbereich Halle II (Innenbereich) (neu) 

Die Halle II steht auf dem Nebengrundstück und ist bisher zum Umschlag staubender Güter 
(z.B. Baustoffe, Sande, Mineralien, Karolin u.a.) genehmigt und genutzt worden. Mit dem Än-
derungsantrag soll eine baurechtliche Änderung der Halle erfolgen. Die Halle soll dem BIm-
SchG-Anlagenbetrieb der Recyclinganlage zugeordnet werden und somit neben dem Um-
schlagen von staubenden Gütern zur zeitweiligen Lagerung von nicht gefährlichen und gefähr-
lichen mineralischen Abfällen aus der Recyclinganlage dienen. In der Halle II können zukünftig 
15.000 t an gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen und Schuttgüter zeitweilig gelagert 
werden. Die in der Halle vorhandenen vier Lagerboxen dienen der Trennung von gefährlichen 
und ungefährlichen Abfällen. In der fortlaufenden Bezeichnung der vorhandenen Boxen, er-
halten die Boxen in der Halle II die Bezeichnungen 4-7. 

Ankommendes Material wird auf der Eingangswaage eingewogen. Der LKW fährt anschlie-
ßend aus dem Tor unterhalb der Be 250 auf die Straße und biegt in die Einfahrt Ruhrmann 
ein. Die Anlieferung erfolgt rückwärts durch das Hallentor 2 von Halle II in die Lagerbox 5, um 
das Material abzukippen. Alternativ kann das Material oberhalb Lagerbox 7, unter der über-
stehenden Halle an der Kippstelle 8 abgeladen werden. Der in Halle II in Box 5 oder auf der 
Kippstelle 8 gekippte teerhaltige Ausbauasphalt wird entweder in eine andere Lagerbox mit 
dem Hallenkran G02 umgelagert oder die Zerkleinerungsanlage in Box 6 wird mit dem Hallen-
kran G02 beschickt. Das gebrochene teerhaltige Material wird über ein Förderband durch ei-
nen Durchbruch von Halle II in die Lagerbox 2 gefördert. Von dort aus kann es per Radlader 
in den Aufgabebunker oder in die Lagerboxen 1 und 3 verbracht werden. Die Beschickung des 
Förderbandes und der Zerkleinerungsanlage kann mittels Radlader oder Bagger erfolgen. Um 
die vorhandenen Lagerboxen (Be 250) nutzen zu können, wird sowohl an der Westseite der 
Halle als auch oberhalb der Lagerbox 2 eine Öffnung geschaffen. 

Das per Binnenschiff ankommende Material für Halle II wird unverändert über die Eichung des 
Schiffes festgestellt. Das Material gelangt mittels des Hallenkrans G02 in die Lagerbereiche, 
wo es dann zur weiteren Verarbeitung z.B. in die Zerkleinerungsanlage befördert wird. Bei 
Schüttgütern, die keinen Abfall darstellen, erfolgt die Auslagerung mittels Hallenkran G02 aus 
Mulden-LKW mit anschließender Verwiegung. Der Betrieb erfolgt weiterhin innerhalb der Be-
triebszeiten der Anlage. Um beim Umschlag von Material-Verrieselungen in das Hafenbecken 
zu verhindern, wird nach wie vor eine Plane auf einer Rolle vorgehalten. Die Plane wird vor 
dem Schiffsumschlag von der Kaimauer auf das Schiff ausgerollt. 

Die genehmigten Umschlagkapazitäten der Gesamtanlage von 420.000 t/a bleiben dabei un-
verändert. 

 Betriebseinheit 3 10 mobile Tankanlage (Außenbereich ) (neu) 

Damit die Behandlungsaggregate wie z.B. Bagger und Radlader auf kürzerem Wege betankt 
werden können, soll auf der Fläche zwischen den Hallen I und II, eine mobile, bauartzugelas-
senen Tankanlage mit rund 990 l Fassungsvermögen betrieben werden. Die Tankanlage ist 
mit einem Vollschlauchsystem sowie selbstschließenden Zapfventilen sowie einer Totmann-
schaltung ausgestattet. Für die Betankung wird eine dichte Auffangwanne sowie ausreichend 
Bindemittel vorgehalten. Die Auffangwanne wird beim Tankvorgang unter den Einfüllstutzen 
der Maschine gestellt. Die Bauartzulassung der mobilen Tankanlage wird vor der Inbetrieb-
nahme an die Behörde übermittelt, da zum jetzigen Zeitpunkt der Hersteller noch nicht fest-
steht. Da es sich um eine mobile Tankanlage handelt, kann diese auf der gesamten Fläche 
zwischen den Hallen aufgestellt werden. 
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2.7 Angaben zu Emissionen und zum Immissionsschutz  

 Staub  

Im letzten Änderungsantrag nach § 16 BImSchG aus 2023 wurde eine Staubimissionsprog-
nose durch die WENKER & GESING Akustik und Immissionsschutz GmbH erstellt. Die poten-
ziell staubenden Abfälle bleiben in ihrer Gesamtumschlagskapazität unverändert und sind dem 
Annahmekatalog in Register 3 zu entnehmen. 

Wie in dem genannten Gutachten sind die angenommenen Materialien weiterhin als schwach 
staubend einzustufen. Innerhalb der Halle II werden, neben der Lagerung, ausschließlich Tä-
tigkeiten vorgenommen, die bereits im Gutachten für die Halle I betrachtet wurden. 

Die im Gutachten aufgeführten Maßnahmen zur Emissionsminderung werden im geänderten 
Betrieb weiterhin berücksichtigt. 

Bei Betrieb der Zerkleinerungsanlage (ZKA) innerhalb der Halle II können die Abgasemissio-
nen, wie in Halle I, insgesamt als untergeordnet eingestuft werden. Alle in der Halle eingesetz-
ten Geräte haben eine Umluftanlage der Filterklasse H13. 

Die genehmigten Umschlagkapazitäten der Gesamtanlage von 420.000 t/a bleiben unverän-
dert bestehen. Ebenso die damit einhergehenden Verkehrsbewegungen auf dem Betriebsge-
lände, sodass keine negativen Veränderungen in Bezug auf Staub anzunehmen sind und die 
vorhandenen Staubimmissionsprognose weiterhin Bestand hat. 

Durch die Vergleichbarkeit von Material und Umschlagskapazität sowie dem Umgang inner-
halb einer geschlossenen Halle sind die Erkenntnisse aus dem Gutachten auch auf den geän-
derten Anlagenbetrieb zu übertragen. Die räumliche Nähe der Halle II legt ebenso nahe, dass 
die im Gutachten erfolgten Ausbreitungsrechnungen gleichfalls übertragbar sind. 

 Lärm  

Eine schalltechnische Untersuchung wurde im Zuge des letzten Änderungsantrages aus 2023 
durch die WENKER & GESING Akustik und Immissionsschutz GmbH erstellt. Die Untersu-
chung ergab, dass der von der Anlage verursachte Immissionsbeitrag nach Nr. 3.2.1 Satz 3 
TA Lärm im Hinblick auf den Gesetzeszweck in der Regel als nicht relevant anzusehen ist. Die 
Behandlung der Abfälle mittels Hochdruckseparationsanlage (HSA) sowie die zeitweilige La-
gerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen finden innerhalb der Halle I unverän-
dert statt. Die zu erwartenden Lärmemissionen sind als gering einzustufen. Die genehmigte 
Durchsatzkapazität der Anlage bleibt unverändert, somit ändert sich auch nichts am betriebli-
chen Anlagenverkehr. Die in Halle II eingesetzte Zerkleinerungsanlage (ZKA) (Be 260) ist die 
gleiche, die auch im bestehenden Betrieb eingesetzt wird. Es wird keine zusätzliche Anlage 
eingesetzt. Aufgrund der schallabschirmenden Wirkung des Gebäudes der Halle II, hat der 
Einsatz der Brechanlage an dem geändert beantragten, zusätzlichen Ort keine relevanten 
Auswirkungen auf die Geräuschemissionen der Anlage. 

Damit hat die geplante Änderung der Anlage keinen relevanten Einfluss auf die Bestandssitu-
ation und stellt keine relevante Lärmbelastung dar. Somit hat auch die bestehende schalltech-
nische Untersuchung weiterhin bestand. 
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 Erschütterungen  

Durch die eingesetzten Maschinen werden keine Erschütterungen ausgelöst. Die in Halle II 
eingesetzte ZKA entspricht der bereits im Bestand eingesetzten Anlage. Erschütterungen kön-
nen somit im Normalbetrieb der Anlage ausgeschlossen werden. 

 Gerüche  

Im letzten Änderungsantrag gemäß § 16 BImSchG wurde eine geruchstechnische Untersu-
chung durch das Büro Fides Immissionsschutz & Umweltgutachter GmbH durchgeführt. 

Das Ergebnis des Geruchsgutachtens zeigte eine deutliche Unterschreitung der Grenzwerte. 
Im Zuge der beantragten Änderungen kommen keine neuen Abfälle / Abfallarten hinzu. Durch 
die Erhöhung der Lagerkapazitäten durch die zeitweilige Lagerung in der Halle II sind die zu 
erwartende Gerüche als gering einzustufen. Die Abfälle werden witterungsgeschützt, zeitweilig 
gelagert. Die Umschlagfrequenz wird der Lagermenge entsprechend angepasst, sodass sig-
nifikanten Geruchsbildungen vermieden werden. 

Die im Anlagenbetrieb bereits betriebene Technik in Bezug auf die Abluftanlage und Filterty-
pen werden ebenso in der Halle II umgesetzt, um die gegebenenfalls entstehenden Gerüche 
effektiv zu minimieren. 

Aufgrund der vorgenannten Punkte sind keine relevanten Veränderungen an den Ge-
ruchsemissionen der Anlage zu erwarten und somit ist keine neue geruchstechnische Unter-
suchung notwendig. 

2.8 Angaben zu r BetrSichV (inkl.  Arbeitsschutz ) 
Der Arbeitsschutz ist im bestehenden Betrieb geregelt und wird gelebt. Der Betrieb wird durch 
eine externe Fachkraft für Arbeitssicherheit betreut. Für die hier beantragten Änderungen wer-
den bei Bedarf die bestehenden Gefährdungsbeurteilungen angepasst bzw. ergänzt. Die 
Fachkraft für Arbeitssicherheit sowie der betreuende Betriebsmediziner waren bei der An-
tragserarbeitung beteiligt. Entsprechende Stellungnahmen liegen dem Antrag bei. Der Betrieb 
der Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG ist nach wie vor zertifizierter Entsorgungsfachbetrieb. 

2.9 Angaben zum Wasserrecht  (WHG, AwSV, etc.)  

 Niederschlagsentwässerung  / WHG 

Das anfallende Niederschlagswasser der Dachfläche von Halle II wird unverändert über vor-
handene Dachrinnen gefasst und mittels Fallrohre und Grundleitungen in die öffentliche Ka-
nalisation eingeleitet. 

Die Niederschlagsentwässerung des bestehenden Betriebsgeländes sowie der restlichen Be-
standsgebäude findet weiter unverändert statt (vgl. Bestandsentwässerungsplan im Register 
7). 

Durch die Hinzunahme der Halle II zum Betrieb erfolgt keine Änderung der Regenwasserent-
wässerung. 
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 Schmutzwasserentwässerung  

Im Anlagenbetrieb werden durch eine Hochdruck-Separations-Anlage in der Halle 1 Naturbau-
stoffe, die mit Bindemitteln wie Zement, Teer oder Bitumen gebunden sind, durch den Einsatz 
eines Hochdruckwaschverfahrens vom jeweiligen Bindemittel getrennt. Dabei entsteht indust-
rielles Abwasser, dessen Entwässerung unveränderten und genehmigten Bestand darstellt.  

Weiteres Schmutzwasser (hier: häusliches Abwasser), welches im Betrieb z.B. innerhalb der 
Sanitäranlagen anfällt, wird ebenfalls unverändert in den bestehenden Mischwasserkanal ab-
geführt. 

Durch die Hinzunahme der Halle II zum Betrieb erfolgt demnach keine Änderung der Schmutz-
wasserentwässerung. 

 AwSV 

Die gefährlichen und nicht gefährlichen Abfälle, mit denen in der Halle II (Be 260 und Be 300) 
umgegangen werden soll, sind gemäß § 10 AwSV als feste Gemische und damit als allgemein 
wassergefährdend einzustufen. 

Nach § 26 Absatz 1 der AwSV bedürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen, Behandeln 
oder Verwenden fester wassergefährdender Stoffe keiner Rückhaltung, wenn 

1. sich diese Stoffe  

a. in dicht verschlossenen Behältern oder Verpackungen befinden, die gegen Be-
schädigung und vor Witterungseinflüssen geschützt und gegen die Stoffe be-
ständig sind, oder 

b. in geschlossenen oder vor Witterungseinflüssen geschützten Räumen befin-
den, die eine Verwehung verhindern, und  

2. die Bodenfläche den betriebstechnischen Anforderungen genügt. 

Da die genannten Anforderungen in der Halle II erfüllt sind, bedarf es für die beantragte Anlage 
in der Halle II keiner Rückhaltung für wassergefährdende Stoffe. 

Mit einer Lagermenge von 15.000 t (> 1.000 t) ist die Anlage gemäß § 46 Absatz 2 AwSV in 
Verbindung mit Anlage 5 AwSV als prüfpflichtig einzustufen. Demnach ist die Anlage vor In-
betriebnahme oder nach einer wesentlichen Änderung prüfpflichtig. 

Die Lageranlage Be 300 ist außerdem eignungsfeststellungspflichtig im Sinne § 63 WHG in 
Verbindung mit § 42 AwSV. Zukünftige wesentliche Änderungen der Anlage unterliegen dar-
über hinaus der Anzeigepflicht im Sinne des § 40 AwSV. 

In der Anlagendokumentation nach § 43 AwSV wird die neue Anlage unter der Nummer 6 
�Ä�/�D�J�H�U���+�D�O�O�H���,�,�³���J�H�I�•�K�U�W�� 

Der Antrag auf Eignungsfeststellung ist den Antragsunterlagen im Register 5 beigelegt. 

Die bauartzugelassene Tankanlage, mit einem Volumen von 990 l, ist aufgrund der Gefähr-
dungsstufe A, gemäß § 41 Absatz 1 Nr. 1 von der Eignungsfeststellung ausgenommen. Mit 
einer Lagermenge von �” 1 m³ der WGK 2 ist die Anlage gemäß § 46 Absatz 2 AwSV in Ver-
bindung mit Anlage 5 AwSV als nicht prüfpflichtig einzustufen. 

In der geänderten Gesamtanlage werden gemäß der Anlagendefinition und Anlagenabgren-
zung im Sinne § 14 AwSV durch den Anlagenbetreiber zukünftig folgende AwSV-Anlagen ge-
listet: 

1. Umschlag - und Lageranlage  
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2. Abfallbehandlung  

3. Chemikalienlager  

4. Energieversorgung  

5. Eigenverbrauchstankstelle  

6. Lager Halle II  

7. mobile Tankanlage  

Der Änderungsgenehmigungsantrag nach § 16 BImSchG sieht Maßnahmen im Bereich der 
AwSV-Anlagen vor und für die neue AwSV-Anlage Nr. 6 wird die Eignungsfeststellung bean-
tragt. 

2.10 Angaben zum Baurecht und Brandschutz  

 Baurecht  

Gemäß § 13 BImSchG wird das baurechtliche Genehmigungsverfahren in das nach BImSchG 
einkonzentriert. Aus diesem Grund wird mit den vorliegenden Unterlagen im Rahmen des Ge-
nehmigungsantrags nach § 16 BImSchG, ein Bauantrag gemäß BauPrüfVO gestellt. 

Die Unterlagen zum Bauantrag liegen den Antragsunterlagen im Register 6 und 7 bei. 

 Angaben zum Brandschutz  

Für die beantragten Änderungen am Betrieb der Anlage wurde ein Brandschutzkonzept erstellt 
(siehe Register 8). Alle darin formulierten Maßnahmen werden bei Umsetzung der beantragten 
Genehmigung beachtet. 

2.11 Angaben zum Arten - und Landschaftsschutz  
Das Betriebsgelände befindet sich im Bereich des Industriehafens Dortmund und wird weiter-
hin industriell genutzt. Im Rahmen der geplanten, beantragten Änderungen werden keine 
neuen Flächen in Anspruch genommen, die nicht bereits versiegelt sind. Die Halle II besteht 
bereits und wird dem Anlagenbetrieb neu zugeordnet, es müssen keine Flächen neu versiegelt 
werden. Die geplante Änderung befindet sich innerhalb der bestehenden und genehmigten 
Lagerhalle II. Die beantragte Änderung der Anlage hat somit keine Auswirkung auf den Arten- 
und Landschaftsschutz. 

2.12 Angaben zur Abfallwirtschaft  
Die Annahme von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen sowie Schuttgütern bleibt un-
verändert. Die angenommenen Abfallarten sind dem Annahmekatalog (Register 3) zu entneh-
men. Soweit bei dem vorher beschriebenen Umgang mit den angenommenen Stoffen Abfälle 
anfallen, die nicht wiederverwendet werden können, werden diese einer ordnungsgemäßen 
Entsorgung zugeführt. Gemäß den §§ 3 und 6 des KrWG hat die Vorbereitung zur Wiederver-
wendung Vorrang vor dem Recycling, der sonstigen Verwertung und der Beseitigung. Im Rah-
men der beantragten Änderungen ergeben sich keine Änderungen an den angenommenen 
Abfallarten. 

Der Betrieb wird jederzeit in einem geordneten und sauberen Zustand gehalten. 
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 Angaben zur Dokumentation  

Zum Nachweis einer sachgerechten und fachgerechten Durchführung der abfallwirtschaftli-
chen Tätigkeiten wird eine Anlagendokumentation entsprechend den Anforderungen des 
KrWG und der NachwV geführt. Dies wird im bestehenden Betrieb gelebt. 

Die Entsorgungs- bzw. Verwertungswege sind vorhanden. 

2.13 Angaben zur  Energieeffizienz  
In der Anlage wird Energie sparsam und effizient verwendet. Die eingesetzten Maschinen und 
Fahrzeuge entsprechen dem Stand der Technik und werden verbrauchsfreundlich und ener-
giesparend eingesetzt. Die Büro- und Verwaltungsräume werden separat beheizt. Der Wär-
meverbrauch in den Büro- und Sozialräumen wird durch verantwortungsvolles und umweltbe-
wusstes Heizverhalten möglichst geringgehalten. Vergleichbares gilt für den Stromverbrauch 
der gesamten Anlage, insbesondere für den Einsatz der mobilen Maschinen und der neu ge-
planten Anlagentechnik. 

Im Betrieb der Anlage fallen keine nutzbaren Energien sowie Abwärme an. 

2.14 Angaben zu Maßnahmen bei der Betriebseinstellung  
Die mit diesem Antrag beschriebene Anlage wird gemäß § 5 (3) BImSchG so geplant, errichtet 
und betrieben, dass auch nach einer Betriebseinstellung 

1. von der Anlage oder dem Anlagengrundstück keine schädlichen Umwelteinwirkungen 
und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen für die Allgemeinheit 
und die Nachbarschaft hervorgerufen werden können, 

2. vorhandene Abfälle ordnungsgemäß und schadlos verwertet oder ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden und 

3. die Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustandes des Anlagengrundstücks 
gewährleistet ist. 

Bei einer nichtgewollten Betriebseinstellung sind die auf dem Betriebsgelände verbleibenden 
Mengen der Abfälle um 15.000 t erhöht worden. 

Für den bestehenden Betrieb der Ruhrmann Logistik GmbH & Co. KG ist eine Sicherheitsleis-
tung, in Form einer Bankbürgschaft, �Y�R�Q�� ���������������� �¼�� �K�L�Q�W�H�U�O�H�J�W. Da mit den vorliegenden An-
tragsunterlagen eine Erhöhung der Lagerkapazitäten beantragt wird, ist die vorhandene Si-
cherheitsleistung anzupassen. 
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Anpassung Sicherheitsleistung: Ergänzung Halle II  

Beschreibung  Abfallschlüssel  Entsorgungs-
kosten  

Summe *1) Summe *2) 

Entsorgung von 2.500 Mg in Halle I (Be 
240) zeitweilig gelagerter, gefährlicher 
Abfälle, "worst case" 
�������������0�J���[���������������¼���0�J�����Q�H�W�W�R�� 

17 03 01*; 17 05 03* 
17 05 07*, 19 12 11* �������������¼ �����������������������¼ �����������������������¼ 

Entsorgung von 3.500 Mg in den Lager-
boxen mit Überdachung (Be 250) im 
Außenbereich Halle I, zweitweilig gela-
gerter, gefährlicher Abfälle, "worst case" 
3.500 Mg �[���������������¼���0�J�����Q�H�W�W�R���� 

17 03 01*; 17 05 03* 
17 05 07* �������������¼ �����������������������¼ �����������������������¼ 

Entsorgung von 350 Mg in den Lager-
boxen mit Überdachung (Be 230, Be 
270) im Außenbereich (Schüttgutboxen 
und Vordach) zeitweilig gelagerter, nicht 
gefährlicher Abfälle, 
"worst case" 
350 Mg �[���������������¼���0�J�����Q�H�W�W�R���� 

10 01 01; 10 09 03 
17 01 01; 17 01 07 
17 03 02; 17 05 06  
17 05 08; 19 12 09 

�������������¼ �������������������¼ �������������������¼ 

Entsorgung von 15.000 Mg in Halle II 
(Be 300) zeitweilig gelagerter, gefährli-
cher Abfälle, "worst case" 
���������������0�J���[���������������¼���0�J�����Q�H�W�W�R�� 

17 03 01*; 17 05 03* 
17 05 07* �������������¼ �����������������������¼��  -  

Entsorgung von 15.000 Mg in Halle II 
(Be 300) zweitweilig gelagerter, nicht 
gefährlicher Abfälle, "worst case" 
���������������0�J���[���������������¼���0�J�����Q�H�W�W�R�� 

10 01 01; 10 09 03 
17 01 01; 17 01 07 
17 03 02; 17 05 06  
17 05 08; 19 12 09 

�������������¼  -  �����������������������¼�� 

Summe der Entsorgungskosten bei 
max. Lagerauslastung 

    ���������������������������¼ �����������������������¼ 

�7�U�D�Q�V�S�R�U�W�N�R�V�W�H�Q�������������������0�J���[�����������¼   �����������¼ �����������������������¼ �����������������������¼ 
Erzeugererklärung  
(anknüpfend an "worst case"; 18.500 
Mg 17 03 01 * und  
2.500 Mg 19 08 13* 
zwei gefährlicher Abfälle und zwei Er-
zeuger 

2 ���������������¼ ���������������¼�� ���������������¼�� 

Entsorgungsnachweis  
"worst case": zeitweilige Lagerung von 
drei verschiedenen gefährlichen Abfäl-
len 

3 ���������������¼ ���������������¼�� ���������������¼�� 

Begleitscheine  
"worst case": 
21.350,000 Mg / 27,000 Mg = 790 

790 �������������¼ ���������������������¼�� ���������������������¼�� 

Zwischensumme      ���������������������������¼ �����������������������¼ 
Zuschlag für unvorhergesehenes i. H. v. 
5 % 

5%   
���������������������¼ ���������������������¼ 

Zwischensumme (netto)      ���������������������������¼ �����������������������¼ 
Umsatzsteuer 19%   �����������������������¼ �����������������������¼ 
Gesamtsumme (brutto)      ���������������������������¼ ���������������������������¼ 

Bürgschaftsbetrag  gerundet  ���������������������������¼ ���������������������������¼ 
*1) Pessimaler Ansatz, mit 100 % gefährlichen Abfällen in Halle II 
*2) Pessimaler Ansatz mit 100 % nicht gefährliche Abfälle in Halle II 
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